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1. Ausgangslage und Fragestellung

Die VB hat das im Scheidungsurteil geregelte Besuchsrecht eines rechtskräftig wegen nach der Scheidung erfolgter Kindesentführung verurteilten Vaters sistiert. Die Mutter hat nun der VB beantragt, das Besuchsrecht aufzuheben. Die zuständige VB hat ein Gutachten in Auftrag gegeben und nach dessen Erstellung die Sistierung aufrechterhalten. Die Kosten für das Gutachten wurden den Eltern je zur Hälfte auferlegt. Die Mutter wehrt sich nun (allerdings nicht mit formeller, innert Frist erhobener Beschwerde) gegen diese Kostenverlegung. Die VB erkundigt sich, wer solche Gutachtenkosten zu tragen habe.

2. Erwägungen

Gutachtenkosten sind Verfahrenskosten, die Verlegung erfolgt nach kantonalem Recht. Die Kosten sind grundsätzlich im nichtstreitigen Verfahren nach dem Verursacherprinzip von jener Partei zu tragen, welche das Verfahren zu verantworten hat. Im streitigen Verfahren (Beschwerdeverfahren) werden die Kosten nach Massgabe des Unterliegens verlegt (BK-Hegnauer Art. 276 ZGB N 41 ff. und Entscheid Justizdirektion Kt. Zürich vom 5. Juli 1986 in ZVW 87, S. 66 f.).

Das VRG BE regelt die Kostenverlegung in Art. 103 ff.

Nach Art. 103 Abs. 1 bestehen Verfahrenskosten aus einer Pauschalgebühr. Für besondere Untersuchungen, Gutachten und dergleichen können zusätzliche Gebühren erhoben werden. Die Gebühr wird von der Behörde gestützt auf die gesetzliche Gebührenordnung nach pflichtgemässem Ermessen festgesetzt (Abs. 2). Nach Abs. 3 trägt das Gemeinwesen die Kosten für behördlich angeordnete Beweismassnahmen. 
Im Verwaltungsverfahren werden die Kosten in der Verfügung festgesetzt (Art. 107 Abs. 1). Ein Anspruch auf Parteikostenersatz besteht nicht im Verwaltungsverfahren (Art 107 Abs. 3).

Aus der Anfrage geht nicht hervor, ob die Mutter das Gutachten beantragt oder ob die VB dieses von sich aus in Auftrag gegeben hat. Im ersten Fall trägt das Gemeinwesen die Kosten, im zweiten Fall kann eine Gebühr dafür erhoben werden.
Im Beschwerdeverfahren, das aber offenbar nicht angestrengt wurde, würden die Kosten nach Art. 108 Abs. 1 VRG der unterliegenden Partei auferlegt, es sei denn besondere Umstände rechtfertigten keine Verfahrenskosten zu erheben.

3. Schlussfolgerungen

Falls es sich um ein Verwaltungsverfahren handelt (wovon auszugehen ist) und die Behörde das Gutachten von sich aus in Auftrag gegeben hat, wären der antragstellenden Mutter die Kosten zu Unrecht auferlegt worden. Im Beschwerdeverfahren hätten ihr jedoch als unterlie-gende Partei die gesamten Kosten überbunden werden können.
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